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gen zur sowjetischen Regierun g aufbaue n sollte. Auf Grun d dieses Kontakte s 

stellte Pacell i ihn 1925 als seinen Privatsekretär'ein , un d als solche r blieb 

Gehrman n auch bis 1945 im Dienst e dessen Nachfolger s César e Orsenigo . 

Di e insgesamt 19 Jahre , die Gehrman n Privatsekretä r der Nuntie n Pacell i 

(von 1925—1929) un d Orsenigo (von 1929—1945) war, sind schlech t dokumen -
tiert , was seine Aktivitäte n betrifft . E r war zwar in alle kirchenpolitische n 

Problem e der damalige n Zei t irgendwie involviert , aber die Ausführunge n von 

P. mache n klar, daß auf Grun d der Quellenlag e Gehrmann s individuelle r An-
tei l im einzelne n kau m Konture n gewinne n kann . Die s trifft für die Problem e 

um die Militärseelsorg e un d Feldbischo f Rarkowski , für die Auseinandersetzun g 

um den politische n Katholizismu s un d die Jugendverbände , hinsichtlic h der 

Lage der Kirch e in den besetzte n Ostgebiete n un d der vatikanische n An-
strengungen , eine n Suchdiens t für Kriegsgefangen e einzurichte n sowie für die 

Bemühunge n Orsenigo s um den Gottesdiens t für polnisch e Zivilarbeite r in 

gleichem Maß e zu. Gehrman n war es zwar, der als einziger Deutsche r unte r 

den wichtigen Vertreter n der vatikanische n Nuntiatu r imme r wieder im Aus-
wärtigen Amt vorsprac h un d dami t Orsenigo s Eingabenpoliti k vertrat , aber 

inwieweit er Einflu ß auf Entscheidunge n hatte , darübe r geben die Akten kein e 

Auskunft . 

Gleichsa m alleinverantwortlic h für die Nuntiatu r wurd e Gehrman n seit den 

Augusttagen des Jahre s 1943, als sich die schweren Luftangriff e auf Berlin 

häufte n un d die Reichsregierun g Mitgliede r der Nuntiatu r aus Berlin eva-
kuierte , währen d Gehrman n als Geschäftsträge r in der Hauptstad t verblieb, 

bis am 14. April 1945 das Auswärtige Amt sowie das Diplomatisch e Korps , zu 

dem Gehrman n gehörte , die Reichshauptstad t verließen . Bereit s eine n Tag nac h 

seiner Ankunf t in Rom nutzt e Piu s XII . die Gelegenheit , sich von Gehrman n 

ausführlic h übe r die Lage in Deutschlan d berichte n zu lassen . 

Nac h dem Krie g konnt e Gehrman n dan n endlic h das sein, was er sich sein 

Leben lang gewünsch t hatte : Lehrer . Er wurd e nacheinande r Rekto r mehrere r 

Missionshäuser . Aus gesundheitliche n Gründe n ist er 1950 als Krankenhaus -
seelsorger nac h Siegburg im Rheinlan d versetzt worden , wo er schließlic h am 

3. Dezembe r 1960 nac h langem Leide n starb . 

Gehrmann s Werk, so schemenhaf t es für un s faßbar wird, ist in der Ta t das 

Wirken währen d zweier Diktaturen . P . zeichne t engagiert , aber dennoc h behut -
sam das Bild eine s Priesters , den zufällige Begebenheite n an Aufgaben heran -
führten , an die er sicherlic h nie gedach t hatte . Sein e Biographi e beschreib t das 

Wirken un d Handel n eine s Manne s in jeweiligen Ausnahmesituationen , in der 

Sowjetunio n in den zwanziger Jahre n un d in Deutschlan d zur Zei t des Na -
tionalsozialismus , die un s schlaglichtarti g noc h einma l mi t den Probleme n ver-
trau t machen , wie sie damal s für Geistlich e bestanden , die sich bemühten , un -
te r Extrembedingunge n für die Seelsorge der Gläubige n nac h besten Kräfte n 

zu sorgen. Die s zu zeigen un d zu veranschauliche n ist P . gelungen . 

Eichstät t Manfre d Claus s 

Mari a Odyniec : Gdyni a w prasie niemieckie j Wolnego Miasta Gdaňská 1920— 

1939. [Gdinge n in der deutsche n Presse der Freie n Stad t Danzi g 1920— 

1939.] Wydawnictwo Morskie . Danzi g 1983. 177 S. 

Di e vorliegend e Veröffentlichun g befaßt sich mi t den Berichte n un d Kom -
mentare n der deutsche n Presse der Freie n Stad t Danzi g übe r den Bau un d 

Aufschwung des Gdingene r Hafen s in der Zei t zwischen den beiden Weltkrie -
gen. Dabe i werden die Pressebericht e über Gdinge n in die politisch e Groß -
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Wetterlage, wie sie sich nach dem Versailler Vertrag darstellte, eingeordnet. 
Die Anlage des Gdingener Hafens und die Entwicklung des dortigen kleinen 
Fischerdorfs zur Großstadt in nur wenigen Jahren sind aufs engste mit der in 
Versailles verfügten Schaffung der Freien Stadt Danzig und dem Problem 
des polnischen Zugangs zum Meer verknüpft. Der Versailler Vertrag stellte 
weder für Deutschland noch für Polen eine befriedigende Lösung dar, woran 
sich in der folgenden Zeit zahlreiche Konflikte entzündeten. Er enthielt über 
den Status der zu errichtenden Freien Stadt Danzig nur allgemein gehaltene 
Bestimmungen. Festgelegt wurde beispielsweise, daß Danzig dem Völkerbund 
unterstellt werden sollte, dessen Hoher Kommissar mit der erstinstanzlichen 
Entscheidung aller Streitigkeiten zwischen Polen und der Freien Stadt beauf-
tragt war. Ausgespart blieb dagegen das Verhältnis Danzigs zu Polen, das erst 
in dem von beiden Seiten unterzeichneten Pariser Vertrag vom 9. November 
1920 geregelt wurde. Er erfüllte nicht die militärischen Forderungen Polens 
und dessen Wunsch nach direkter polnischer Verwaltung des Hafens, wenn er 
auch der Warschauer Regierung die Kontrolle der Danziger Zollverwaltung 
durch polnische Zollinspektoren ermöglichte. 

Erfreulich ist, daß die Vf.in nicht nur alle wichtigen Zeitungen der Freien 
Stadt — erwähnt seien u. a. die „Danziger Allgemeine Zeitung", die „Danziger 
Neuesten Nachrichten", die „Danziger Volksstimme und Volkszeitung", die 
„Danziger Landeszeitung" und der „Vorposten" — herangezogen, sondern diese 
durch auswärtige Presseartikel ergänzt hat. Außerdem hat sie den Bestand 
des polnischen Außenministeriums im Hauptarchiv Neuer Akten in Warschau 
und die Unterlagen der Danziger Hafenbehörde und des Danziger Senats im 
Staatsarchiv Danzig eingesehen. Bei der benutzten Literatur überwiegen bei 
weitem polnische Titel, während deutsche Publikationen nur sehr spärlich 
vertreten sind. 

Die Arbeit ist übersichtlich in fünf Teile gegliedert, die nach chronologischen 
Gesichtspunkten angeordnet sind. Im ersten Kapitel werden die Entstehung 
Gdingens und der Beginn des dortigen Hafenbaus in den Jahren 1920 bis 1923 
betrachtet. Bereits 1919 verfolgte man in Warschau den Plan, an der Ostsee-
küste einen Kriegshafen anzulegen. Im Mai 1920 wies der polnische Verteidi-
gungsminister den Ingenieur Tadeusz Wenda an, dafür einen geeigneten Platz 
ausfindig zu machen, der schließlich bei dem Fischerdorf Gdingen gefunden 
wurde. Wie die Vf.in ausführt, riefen die polnischen Kriegshafen- und Marine-
pläne ein lebhaftes Echo in der Danziger Presse hervor, die zunächst „gering-
schätzig" und „ungläubig" darüber berichtete. Als Beispiel zitiert sie die „Dan-
ziger Volksstimme" die den Standpunkt vertrat, „die Polen müßten bei Er-
richtung ihrer Kriegsmarine auf ehemalige preußische und russische Matrosen 
zurückgreifen, weil sie sonst kein Personal hätten". Nach Annahme des Ge-
setzes „über den Hafenbau in Gdingen" durch den Sejm im September 1922 
habe allerdings die Danziger Presse ihren Standpunkt geändert und spreche von 
einer möglichen Konkurrenz Gdingens, woran man allerdings nicht wirklich 
glaube. Die Vf.in nimmt einen einseitig propolnischen Standpunkt ein, wenn 
sie schreibt, in der Praxis der täglichen Beziehungen der Jahre 1920 bis 1923 
habe die Freie Stadt bei systematischer Unterstützung durch die Hohen Kom-
missare des Völkerbundes Polen bei der Ausübung seiner Rechte in Danzig be-
hindert. Die polnische Bevölkerung sei diskriminiert worden. Der Senat habe 
gleichfalls die Verwirklichung der Bestimmungen des Warschauer Abkommens 
hinsichtlich der Ausführung der polnischen Zollgesetzgebung und der Benut-
zung des Danziger Hafens erschwert. Diese Thesen werden der damaligen Si-
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tuation sicherlich nicht gerecht. In der ersten Hälfte der 20er Jahre blieb Danzig 
angesichts der Machtverhältnisse in Europa, vor allem wegen der schwierigen 
Lage Deutschlands, nichts anderes übrig, als sich der Politik Polens gegenüber 
defensiv zu verhalten. Die Warschauer Regierung nutzte das aus, um ihre Posi-
tion in der Freien Stadt auszubauen, was insbesondere 1923 während der Ruhr-
besetzung deutlich wurde. Daß Danzig damals die schwächere Partei war, be-
weist auch der Umstand, daß es in jener Zeit weitaus häufiger den Völker-
bundskommissar als die polnische Seite um die Entscheidung von Streitfällen 
ersuchte. 

Im zweiten Kapitel stellt die Vf.in Danziger Presseberichte zum Thema 
Gdingen aus den Jahren 1924 bis 1929 vor. Diese Periode war nach ihrer An-
sicht von den Versuchen zur wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen Polen 
und der Freien Stadt bestimmt. Als Beispiel nennt sie die Anfang 1924 er-
folgte Eröffnung des Danzig-Polnischen Handelsdienstes, der sich aus Danziger 
und polnischen Kaufleuten zusammensetzte. Der Ausbau Gdingens und — da-
mit verbunden — die Entwicklung der Infrastruktur des Hafens, die Errichtung 
von Werften und Eisenbahnverbindungen, die Organisation der Stadtverwal-
tung sowie kulturelle und soziale Fragen, vor allem Streiks der Arbeiterschaft, 
gehörten in jener Zeit zu den Hauptthemen der Danziger Presse. Eingehend 
beschäftigt sie sich mit dem schnellen Voranschreiten der Bauarbeiten ins-
besondere dank französischer Kapitalien und der engen Zusammenarbeit zwi-
schen Paris und Warschau. Breiten Raum nahmen die Diskussionen über den 
Vorschlag des polnischen Handelsministers Czeslaw Klarner, Danzig und Gdingen 
zu einem einheitlichen polnischen Zollgebiet zusammenzufassen, in den Zei-
tungsberichten ein. Nach Meinung der Vf.in wurde die Verständigungspolitik 
Warschaus durch den nationalistischen Kurs des Danziger Senats gehemmt. 
Er habe sich dabei unter dem Einfluß der deutschen Reichsregierung befunden, 
die die wirtschaftliche Vernichtung Polens angestrebt habe. Diese Behauptun-
gen entsprechen nicht der Wirklichkeit. Gerade die Jahre 1924/25 waren von 
Eingriffen der Polen in den Status der Freien Stadt bestimmt. Die Einrichtung 
eines polnischen Munitionsdepots auf der Westerplatte, die Aneignung stän-
diger Sonderrechte für polnische Kriegsschiffe im Danziger Hafen und die 
Ausdehnung der Kompetenzen der polnischen Post im sogenannten „Brief-
kastenstreit" zeigen, daß es Warschau letztlich um die immer stärkere Einbe-
ziehung der Freien Stadt in den polnischen Staat ging. Es ist richtig, daß sich 
die internationale Position Polens nach den Verträgen von Locarno verschlech-
terte. Deutschland erreichte hier einen Ausgleich mit seinen westlichen Nach-
barn und konnte seine Stellung in Europa stabilisieren. Auf die Lage Dan-
zigs wirkte sich günstig aus, daß man in Berlin nach der Aufnahme Deutsch-
lands in den Völkerbund bei den Verhandlungen in Genf die Freie Stadt wir-
kungsvoller unterstützen konnte. Von einer aggressiven oder revisionistischen 
Politik der Reichsregierung gegenüber Polen kann allerdings zu diesem Zeit-
punkt keine Rede sein, weil sich Deutschland in Locarno im 3. Schiedsvertrag 
verpflichtet hatte, keine Änderungen der polnischen Grenzen mit Gewalt zu 
versuchen. 

Die in den Jahren 1926 bis 1929 fühlbare Entspannung in den Beziehungen 
zwischen Danzig und Polen scheiterte schließlich an den unüberbrückbaren 
wirtschaftlichen Gegensätzen zwischen beiden Seiten. Der Vf.in ist nicht zu-
zustimmen, wenn sie für die V e r s c r iärfung der Lage einseitig den Danziger 
Senat verantwortlich macht. In dem die Zeit von 1930 bis 1933 behandelnden 
dritten Teil der Darstellung finden sich zahlreiche Danziger Pressezeugnisse 
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zum Them a Gdingen , die sich vor allem mi t dem ständi g wachsende n Waren -
umschla g in diesem Hafe n un d den dadurc h bedingte n Nachteile n für die 

Frei e Stad t befassen. 1932 began n Gdinge n Danzi g zu überflügeln , un d 1933 

übertra f erstmal s der Warenverkeh r des Gdingene r Hafen s den von Danzig . 

Zu r Verschärfun g der Situatio n tru g der von der polnische n Regierun g einge-
leitet e Boykot t Danzige r Waren bei. O. mach t es sich zu leicht , wenn sie im-
me r wieder die antipolnisch e Propagand a un d Polemi k der Danzige r Presse 

herausstellt . Sie wird dami t der durc h die Konkurren z Gdingen s un d die 

sonstigen Maßnahme n Polen s bedingte n Einengun g der Danzige r Wirtschaf t un d 

dem dami t verbundene n Proble m des politische n Überleben s der Freie n Stad t 

nich t gerecht . 

Da s vierte Kapite l befaßt sich mi t dem Them a „Gdingen " in der Danzige r 

Presse zur Zei t der deutsch-polnische n Annäherun g (1934—1938). De r Abschluß 

des auf zehn Jahr e befristete n deutsch-polnische n Nichtangriffsabkommens , der 

„di e Begründun g eine s gutnachbarliche n Verhältnisses " vorsah , bewirkte eine zeit-
weilige Entspannun g der Danzige r Frage . Die Zeitunge n der Freie n Stad t 

sprache n nu n häufiger von den guten Möglichkeite n der Zusammenarbei t zwi-
schen Gdinge n un d Danzig . Als Beispiel seien hie r die „Danzige r Neueste n 

Nachrichten " genannt , die 1937 als ein gutes Jah r für beide Häfe n bezeich -
neten . Insgesam t läßt sich von diesem Zeitrau m sagen, daß der Statu s quo zwi-
schen Danzi g un d Pole n weitgehen d gewahr t blieb. 

Da s letzt e Kapite l ha t Mitteilunge n der Danzige r Presse kurz vor Ausbruch 

des Zweite n Weltkriegs zum Gegenstand . Wie die Vf.in ausführt , hatt e da s 

Schicksalsjah r 1939 für Gdinge n günstig begonnen . Di e Stad t zählt e inzwische n 

125 000 Einwohner . De r Warenumschla g des Vorjahrs betru g übe r neu n Millio -
ne n Tonnen . Mit Deutschlan d bestan d Übereinstimmung . Auf polnische r Seite 

wurd e intensi v übe r enger e Verkehrs - un d wirtschaftlich e Beziehunge n zwischen 

Gdinge n un d Danzi g nachgedacht . Diese Situatio n wurd e im Frühjah r 1939 

durc h den Ausbruch der deutsch-polnische n Krise ins Gegentei l verkehrt , was 

sich auf die Berichterstattun g der Danzige r Zeitunge n auswirkte . Sie griffen 

nu n die alte n Streitfrage n mi t Pole n in verschärfte r For m wieder auf, wobei 

nebe n Gdinge n die „Korridorfrage " eine entscheidend e Rolle spielte . 

Di e vorliegend e Veröffentlichun g mach t deutlich , wie groß das Interess e an 

Gdinge n in der Freie n Stad t Danzi g zwischen den Weltkriegen war. Leide r 

schränk t die oft einseitige propolnisch e Interpretatio n der Quelle n den Wert 

der Arbeit beträchtlic h ein . De m an eine r objektiven Wertun g der Verhältniss e 

interessierte n Leser wäre mi t eine r sachlichere n Schilderun g meh r gedien t ge-
wesen. Ein weitere r Nachtei l ist das Fehle n eine r anderssprachige n Zusammen -
fassung. 

Berlin Stefan Hartman n 

Archiv für schlesische Kirchengeschichte. Band 41. 1983. I. A. des Institut s 

für ostdeutsch e Kirchen - un d Kulturgeschicht e hrsg. von Joachi m K ö h -
l e r . August Lax Verlagsbuchhandlung . Hildeshei m 1983. VIII , 288 S., 
5 T a t 

De r größer e Teil dieses Bande s ist der Zei t des Nationalsozialismu s in Schle -
sien gewidmet . Unte r dem Tite l „U m das Gottesreic h in deutsche r Jugend " 

edier t der Herausgebe r 22 Dokument e übe r den Proze ß gegen den „Diözesan -
präses Gerhar d Moschne r vor dem Sondergerich t in Ratibo ř 1936" (S. 1—66). 
De r mutig e Priester , der 1966 als eine r der tüchtigste n Vertriebenenseelsorge r 


